
Aus geschichtlicher Verantwortung

Die Zukunftshoffnung der Christenheit grün-
det in den Erfahrungen der Vergangenheit, im 
Kreuz und in der Auferstehung. Insofern geht 
in das werdende gemeinschaftliche Europa 
auch die Tradition ein, im Guten wie im Bela-
stenden. Die Europäische Gemeinschaft ist 
auch eine Schuldgemeinschaft — ihre Glieder 
sind der Welt viel schuldig geblieben und an 
ihr schuldig geworden.

Daraus erwächst für sie ein besonderes Maß 
weltweiter Verantwortung. Zu vollziehen ist 
sie nur durch die praktizierte Versöhnung, 
den politischen Ausgleich im Weltmaßstab. 
Die Antwort ist aktives Engagement für den 
Frieden.
Ein zweiter Aspekt in die Gegenwart gehobe-
ner Vergangenheit ist der der Einbringung 
verpflichtender Traditionen. Die hier gegebe-
nen Aktivposten sollten nicht deswegen lie-
gen bleiben, weil es auch Defizite gibt.
August Winnig hat recht, wenn er als den ei-
gentlichen Ursprung Europas „das Bekenntnis 
zum Kreuz" nennt. Dieses Bekenntnis habe 
die Vielheit der Völker zwischen Nordmeer 
und Mittelmeer zur geistigen Einheit verwan-
delt. „Es schuf den geistigen Raum, in dem 
sie alle zuhause waren, und verband sie zu ei-
ner Gemeinschaft, die es vorher nicht gab. 
Ohne diese Gemeinschaft hätte nie ein Euro-
pa werden können." Deshalb steht das Kreuz 
über Europa als das Zeichen, in dem allein es 
leben kann 30 ).

30) August Winnig, Europa, Essays, 1937.

Selbstverständlich ist Europa das Ergebnis 
der Synthese zwischen Christentum und Hel-
lenismus. Ihr dankt es die Einheit europä-
ischer Geistigkeit, die weit über die trennen-
den Entwicklungen hinaus wirksam blieb — 
bis in die Gegenwart. In jedem Fall aber ist 
dieses Europa das Ergebnis der Wirkung 
kirchlichen Lebens und Handelns. Die abend-
ländische Kirche steht am Anfang Europas.
Die großen Leitideen christlicher Theologie 
— auch im Dialog mit dem Hellenismus — 
sind die der Personalität und Individualität. 
Wenn man dies den Kern allen Liberalismus 
nennen möchte, der längst seinen ideenmäßi-
gen — und auch politisch wirksamen — Sie-
geszug durch die ganze Welt angetreten hat, 
so ist dieser Liberalismus Ergebnis christli-
cher Verkündigung. Die Anerkennung des 
einzelnen ließ jahrhundertelang — unter den 
Nachwirkungen einer sehr aristokratisch-ari-
stotelischen Staatsphilosophie — auf sich 
warten. Renaissance, Reformation und Fran-
zösische Revolution brachten sie aber unaus-

löschhch ans Tageslicht. Häufig mußten sich 
diese Ideen gegen ein organisiertes, institu-
tionell dem antiken Organisationsschema ver-
haftetes Kirchenwesen durchsetzen. Letztlich 
aber ist auch die Französische Revolution 
nicht ohne die biblische Botschaft denkbar — 
zumindest in ihren substanziellen Gehalten.

Die Fähigkeit zur Reform

Vor allem aber hat die europäische Fähigkeit 
zur andauernden Reform einen zutiefst bibli-
schen Ursprung. Daß keine Weltkultur, die 
der europäischen vorausging, eine vergleich-
bare Kraft der Selbsterneuerung, der Verän-
derung und der Verbesserung entfaltet hat, 
ist dem Tatbestand zu danken, daß die christ-
liche Verkündigung auf Wiederentwicklung 
angelegt ist, und zwar bereits in den bibli-
schen Schöpfungsberichten, die die anhalten-
de Veränderung, Neuordnung, Verbesserung 
der Verhältnisse zur großen Aufgabe des dem 
Herrn verantwortlichen Menschen macht.
Die Zukunft ist der wertvollste Gehalt christ-
licher Vergangenheit.
Diese exklusiv europäische Entwicklung der 
Reformfähigkeit ist begründet in der christli-
chen Eschatologie, mag diese auch noch so 
oft in kirchlichen Dogmatiken auf die letzten 
Seiten verbannt worden sein, die von den 
„letzten Dingen" handeln. In diesem Zusam-
menhang sind die immer wieder aufkommen-
den christlichen Reformbewegungen ebenso 
zu erwähnen — man denke nur an die Ge-
schichte des Mönchtums — als auch unter 
europapolitischen Gesichtspunkten, die gro-
ßen europäischen Utopien, wie sie Thomas 
Moore oder der Herzog von Sulley oder Gott-
fried Wilhelm Leibniz formuliert haben.
Ihren stärksten Ausdruck schaffte sich diese 
Grundhaltung in den Anfängen der protestan-
tischen Reformation. Luthers Gedanke über 
die Kirche als eine Gemeinschaft, die der 
ständigen Erneuerung bedürfe (ecclesia sem-
per reformanda), übertrug sich unbeschadet 
aller bitteren Erfahrungen, die man bei den 
Bauernaufständen von 1525 gemacht hatte, 
auf die Grundeinstellung weiter protestanti-
scher Kreise zum Politischen schlechthin. So 
sehr man im Luthertum interessiert war an ei-
ner Festigkeit der Verhältnisse, so obrigkeits-
hörig man auch wurde, diejenigen, die von 
evangelischem Denken geprägt waren — und 
cs waren die meisten, die hoheitliche Verant-
wortung trugen —, brachten diese Grundhal-
tung des Willens auf Veränderung hin ein. 
Wie anders ist es zu erklären, daß protestan-
tische Länder kaum blutige Revolutionen er-
lebten — und dennoch fortschrittlich handel-
ten!



Die Mündigkeit der Welt

Der Protestantismus hat einen bedeutungsvol-
len geistigen Beitrag zur gegenwärtigen Ge-
staltung Europas geleistet. Die reformatori-
schen Ideen verbreiteten sich weit über den 
evangelisch konfessionellen Raum hinaus. 
Uber die Französische Revolution und den 
französischen Laizismus haben sie stark in 
den romanischen Raum hineingewirkt.

Das gilt selbst für Entwicklungen, die da und 
dort heftig beklagt werden. Man denke etwa 
an die Emanzipation des Profanen. Es war 
Luther, der mit seiner Zwei-Regimenten-Lehre 
den Anstoß zur großen Verselbständigung des 
Politischen gegenüber allen kirchlichen An-
sprüchen gegeben hat. Damit hat er den Pro-
zeß der Loslösung in Gang gesetzt, der im 
nachkonstantinischen Zeitalter über tausend 
Jahre hinweg gebremst worden ist, aber nicht 
mehr aufgehalten werden konnte. Auch wer 
den Begriff der „Mündigkeit der Welt und 
des Menschen" für sehr mißverständlich, 
schillernd, irreführend hält, wird dennoch zu-
geben müssen, daß die damit umschriebene 
Bewußtwerdung der Welt im frühen 16. Jahr-
hundert, in der Reformation ihren Ursprung 
hat. Gerade dieses Selbstverständnis aber ist 
charakteristisch für das Europa der Gegen-
wart.

Daß die wirtschaftlich-industrielle Entwick-
lung Europas ohne den Beitrag Calvins und 
ohne das lutherische Berufsethos nicht denk-
bar ist, hat Max Weber längst deutlich genug 
bewiesen.

Ebensowenig wird bestritten, daß Leibniz, 
Kant und Schleiermacher elementare Grund-
lagen für die europäische Philosophie der Ge-
genwart lieferten — wobei ihre Ideen weit 
über den protestantischen Raum hinauswirk-
ten.

Erst recht ist die moderne demokratische 
Staatlichkeit ohne Protestantismus nicht zu 
denken — vor allem dank der Mitgift aus 
dem angelsächsischen Raum, wie die Formu-
lierung der Menschenrechte —, seit einer Ge-
neration anerkannter internationaler Besitz 
und für viele, einzelne wie Gruppen, einzige 
politische Hoffnung.

Sehr praktische, die Kirchen unmittelbar be-
treffende Überlegungen kommen hinzu. Das 
Europa der Römischen Verträge ist längst in 
Aktion. Neue Strukturen, neue Rechtsrealitä-
ten, neue staatskirchenrechtliche Beziehungen 
haben sich entwickelt. Je mehr Sozialpolitik 
Europa betreibt, um so größer wird die Not-
wendigkeit, das Verhältnis auch der kirchli-

chen Diakonie zu den europäischen Institutio-
nen rechtlich zu regeln. Im eigenen Interesse 
wie um der inhaltlichen Gestaltung der Brüs-
seler Sozialpolitik willen ist kirchliches Enga-
gement geboten.

Brüssel weiß dies. Kommissionspräsident Roy 
Jenkins hat mit gutem Grunde deshalb ver-
langt, daß auch die Kirchen die Möglichkeit 
haben sollten, nicht nur an der Formulierung 
neuer Politiken im Diskussionsstadium teil-
zunehmen, sondern auch an ihrem Vollzug. 
Ausdrücklich sprach er vom dritten Sozial-
partner. In ihm haben die freien kirchlichen 
Verbände — in Deutschland Karitas und Dia-
konie — ihren Platz neben den weltanschau-
lich neutralen Organisationen. Längst hat es 
sich in Brüssel eingebürgert, daß die dortigen 
Fonds den privaten Trägern unter den glei-
chen Bedingungen wie den öffentlichen bei 
der Finanzierung helfen.

Um der Kirche willen

Für die Kirchen und ihre Gremien erwächst 
daraus die Notwendigkeit, sich auf der Ebene 
der Europäischen Gemeinschaft sprechfähig 
zu machen. Notwendig ist daher ein diakoni-
scher Rat der evangelischen Kirchen innerhalb 
der EG. Bis dahin aber ist noch ein langer Weg. 
Zu unterschiedlich sind die Strukturen karitati-
ver Tätigkeit in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten, zu differenziert die rechtlichen Beziehun-
gen zwischen Staat und Kirche einerseits und 
kirchlichen Wohltätigkeitsorganisationen an-
dererseits, zu sehr weicht das Verständnis 
vom Auftrag ab und zu oft wird die Beurtei-
lung der Möglichkeiten organisierten diakoni-
schen Einsatzes falsch eingeschätzt.

Für die Kirchen selbst wie auch für die Brüs-
seler Institutionen ist es, je mehr sie mit den 
Kirchen zusammenarbeiten, notwendig, sich an 
Modellvorstellungen, die beschleunigt zu ent-
wickeln sind, an Gesetzgebung und Verwaltung 
zu orientieren. Sie aber fehlen bis heute. 
Denn es gibt noch nicht einmal eine Sy-
nopse, die es erlaubt, die einzelnen natio-
nalen Modelle miteinander zu vergleichen. 
Woran soll man sich orientieren? An den 
partnerschaftlich-subsidiären Regelungen der 
Bundesrepublik, an der staatszentralistischen 
Praxis Frankreichs, an den karitativ-subsi-
diären Verfahren Italiens oder den staatsho-
heitlich bestimmten Englands?

Das sogenannte soziale Europa verlangt nach 
einem diakonischen Europa als Gesprächs-
partner. In einem „Europa mit menschlichem 
Antlitz" darf das Europa der Diakonie nicht 
fehlen.



Robert Steiert
Die Europäische Sozialcharta

Inhalt, Mängel und Möglichkeiten der Weiterentwicklung

I. Einleitung

In der jüngsten Zeit hat sich die Diskussion um 
die Menschenrechte und ihre Realisierung spür-
bar intensiviert. Charakteristisch ist dabei, daß 
sie sich nicht auf die politischen und bürgerli-
chen Menschen- und Grundrechte, die sog. 
klassischen Grundrechte beschränkt, sie dehnt 
sich vielmehr zunehmend auf die sozialen und 
wirtschaftlichen Grundrechte aus.

Die Verlagerung des Schwerpunkts der Dis-
kussion auf die sozialen und wirtschaftlichen 
Grundrechte ist auch — jedoch nicht aus-
schließlich — im Zusammenhang mit der der-
zeitigen wirtschaftlichen Krisensituation zu 
sehen, in der die Gefahr besteht, daß Rechte 
und Grundsätze, deren Einhaltung bzw. Ge-
währung in einer wirtschaftlich guten Lage 
selbstverständlich ist, stillschweigend miß-
achtet werden. Aus diesem Grunde hat jetzt 
auch in der Bundesrepublik z. B. verstärkt die 
Diskussion um die Aufnahme eines „Rechts auf 
Arbeit" ins Grundgesetz eingesetzt.

Die Debatte um eine bessere institutionelle 
Absicherung wirtschaftlicher und sozialer 
Grundrechte und damit um eine Gleichstel-
lung dieses neuen Grundrechtstypus mit den 
klassischen politischen und bürgerlichen 
Grundrechten zieht immer weitere Kreise. So 
hat sich z. B. der luxemburgische Ministerprä-
sident Thorn auf der Plenarsitzung der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates 
am 25. Januar 1978 zu diesem Problemkreis 
geäußert, und nunmehr schalten sich auch die 
Gewerkschaften verstärkt in diese Diskussion 
ein.

Auf der Suche nach geeigneten Instrumenten 
zur Absicherung der sozialen und wirtschaft-
lichen Grundrechte scheint jedoch in Verges-
senheit geraten zu sein, daß bereits inter-
nationale Verträge bestehen, die diese Zielset-
zung in Ansätzen erfüllen. Wenn diese Ver-
träge bisher nicht die Wirkung erzielen konn-
ten, die man ihnen zugedacht hatte, so lag dies 
meist daran, daß sie keinen unmittelbaren 
Rechtscharakter für den einzelnen Bürger ha-
ben, sondern nur eine zwischenstaatliche Ver-
pflichtung zur Einräumung gewisser Rechte be-
gründen.

Der wahrscheinlich wichtigste dieser interna-
tionalen Verträge ist die am 18. Oktober 1961 
in Turin von der Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten des Europarates unterzeichnete Europä-



ische Sozialcharta, die 1964 von der Bundes-
republik Deutschland ratifiziert wurde 1). 30 Ta-
ge nach der Hinterlegung der fünften Ratifika-
tionsurkunde trat sie am 26. Februar 1965 für 
das Vereinigte Königreich von Großbritannien, 
Schweden, Norwegen, Irland und die Bundes-
republik Deutschland in Kraft. Zwischenzeitlich 
ist sie von weiteren Mitgliedstaaten des Euro-
parates ratifiziert worden.

Die Europäische Sozialcharta umfaßt eine 
Reihe von wirtschaftlichen und sozialen 
Grundrechten, angefangen vom Recht auf Ar-
beit über das Recht auf gerechte, sichere und 
gesunde Arbeitsbedingungen bis zum Recht 
auf Schutz der Gesundheit.

In Anbetracht der Tatsache, daß die Forde-
rung nach einer Revision der Sozialcharta 
nicht nur von der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates erhoben, sondern 
auch von den Gewerkschaften zunehmend 
aufgegriffen und unterstützt wird, erscheint 

es notwendig, den Inhalt und Zweck der Eu-
ropäischen Sozialcharta, die in der Öffentlich-
keit relativ unbekannt geblieben ist, in Erin-
nerung zu rufen. Ausgehend von den 
Schwachstellen dieses bestehenden Vertrages 
soll dann der Weg aufgezeigt werden, auf 
dem die Sozialcharta weiterentwickelt wer-
den müßte, um zum Grundgesetz des Europara-
tes auf dem Gebiet der wirtschaftlichen und 
sozialen Grundrechte zu werden und damit 
eine echte Ergänzung der Europäischen Men-
schenrechtskonvention zu sein. Ein derartiger 
Grundrechtskatalog würde dann nicht nur ei-
nen neuen Grundrechtstypus absichern, son-
dern er wäre gleichzeitig Leitfaden für eine 
weitere Vereinheitlichung und Integration auf 
sozialpolitischem und wirtschaftlichem Ge-
biet, wobei sich die Bedeutung und die Aus-
strahlung dieses Vertrages nicht nur auf das 
Europa der Europäischen Gemeinschaften be-
schränken, sondern auf das gesamte nicht-
kommunistische Europa erstrecken würde.

II. Die Europäische
Entwicklung

Bei der Ausarbeitung der Europäischen Men-
schenrechtskonvention wurde offenbar, daß 
aufgrund der großen Übereinstimmung die 
Formulierung und Festlegung der politischen 
und bürgerlichen Grundrechte, der sog. „klas-
sischen" Grund- und Menschenrechte, keine 
großen Schwierigkeiten bereitete, daß es aber 
bei den wirtschaftlichen und soziale
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n Grund-
rechten erhebliche Differenzen gab. Aus die-
sem Grunde wurden die wirtschaftlichen und 
sozialen Rechte aus der Menschenrechtskon-
vention ausgeklammert, um sie in einer eige-
nen Konvention zü regeln ).

1) Vgl. Gesetz zur Europäischen Sozialcharta vom 
18. Oktober 1961. Bundesgesetzblatt (BGBl.) II, 
S. 1261. Der Text der Europäischen Sozialcharta ist 
abgedruckt in: BGBl. II (1964), S. 1262 ff.; ebenso 
in: Peter Pulte (Hrsg.), Menschenrechte. Texte in-
ternationaler Abkommen, Pakte und Konventio-
nen, Heggen-Dokumentation 6, Opladen 1974, S. 
125 ff.
2) Vgl. zur Entstehungsgeschichte insbesondere: 
Matthias Mitscherlich, Das Arbeitskampfrecht der 
Bundesrepublik Deutschland und die Europäische 
Sozialcharta, Baden-Baden 1977, S. 18 ff.; Hans 
Wiebringhaus, Die Europäische Sozialcharta, über-
arbeiteter Text eines am 12. Dezember 1975 im 
Rahmen einer Veranstaltung der Europa-Union 
Speyer gehaltenen Vortrages. Straßburg 1975, 
S. 8 ff., im folgenden zitiert als: Wiebringhaus, So-
zialcharta; ebenso: Drawing Up and Implementa-
tion of the European Social Charter. Report for the 
Symposium on the European Social Charter and 
Social Policy Today, Strasbourg, 7—9 December 
1977, presented by Mr. Pierre Laroque, Council of 
Europe, Doc. AS/Coll/Charte 1 — E.

Sozialcharta vom 18. Oktober 1961
Von 1953 bis 1961 arbeiteten verschiedene 
Ausschüsse des Ministerkomitees und der Be-
ratenden Versammlung des Europarates an 
der Formulierung eines Vertragstextes.

Der im Februar 1958 vom Ministerkomitee 
vorgelegte Textentwurf diente der vom Euro-
parat in Zusammenarbeit mit der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (IAO) für den De-
zember 1958 nach Straßburg einberufenen 
dreigliedrigen Konferenz (Regierungs-, Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmervertreter) als Be-
ratungsgrundlage.

Das vom Ministerkomitee eingesetzte Sozial-
komitee erarbeitete dann — unter Berücksichti-
gung der vorliegenden Vorschläge und Text-
entwürfe — einen endgültigen Text für die 
Konvention.

Nach acht Jahren Vorarbeit war es dann so-
weit: Am 18. Oktober 1961 wurde die Europä-
ische Sozialcharta von der Mehrzahl der dama-
ligen Mitgliedstaaten des Europarates in Turin 
unterzeichnet. 1965 trat die Charta in Kraft.

Zielsetzung der Charta

Als Ergänzung zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention, die die bürgerlichen und 
politischen Grundrechte enthält, umfaßt die 
Europäische Sozialcharta die wirtschaftlichen 
und sozialen Rechte. Die Sozialcharta stellt 
somit auf einen neuen Grundrechtsbegriff ab: 



„Es sollen auf Grund dieser neuen Art von 
Grundrechten dem einzelnen vom Staat posi-
tive Leistungen zugesichert werden, die ihm 
i
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n den Wechselfällen des Lebens als Daseins-

garantie dienen sollen." ) Die Festlegung sol-
cher sozialer Grundrechte, die vom Staat ein 
bestimmtes Handeln, eine bestimmte qualifi-
zierbare Leistung verlangen, ist Ziel der 
Charta.

Die Charta will durch die Erhaltung und Wei-
terentwicklung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten eine engere Verbindung
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 zwi-
schen den Mitgliedern des Europarates her-
stellen, „um die Ideale und Grundsätze, die 
ihr gemeinsames Erbe sind, zu wahren und zu 
verwirklichen und ihren wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt zu fördern" ).

„Die Sozialcharta prägt der Gedanke der eu-
ropäischen Solidarität; denn sie ist ein Ver-
such, die Haltung der europäischen Regierun-
gen zu harmonisieren, und gleichzeitig ein er-
ster Schritt auf dem Weg zu einer Überwin-
dung der fundamentalen Divergenzen zwi-
schen Nord- und Sü 5deuropa." )

Um dieser Zielsetzung gerecht zu werden, 
enthält die Charta „die sozialpolitischen Min-
destforderungen für ein einheitliches europä-
isches Arbeits- und Sozialrecht sowie be-
stimmte Verpfli

6

chtungen der Vertragspartei-
en, die diesen Mindestforderungen entspre-
chen" ).

Inhalt

Die Europäische Sozialcharta besteht aus ei-
ner Präambel, 5 Teilen und einem Anhang.

Teil I enthält 19 Absätze, in denen d
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ie gleiche 
Anzahl von Grundrechten generell formuliert 
wird ):

Art. 1: Recht auf Arbeit

Art. 2: Recht auf gerechte Arbeitsbedin-
gungen

Art. 3: Recht auf sichere und gesunde Ar-
beitsbedingungen

Art. 4: Recht auf gerechtes Arbeitsentgelt

3) Herbert Schambeck, Grundrechte und Sozialord-
nung. Gedanken zur Europäischen Sozialordnung, 
Berlin 1969, S. 51 f.
4) Europäische Sozialcharta, Präambel.
5) Georg Kahn-Ackermann, Den Begriff Freiheit auf 
das Arbeitsleben ausdehnen. Europäische Sozial-
politik im Europarat, in: Europäische Sozialcharta, 
Sonderbeilage Europäische Zeitung 12/1977, S. I.
6) A. Knopp, Die Europäische Sozialcharta, in: 
Recht der Arbeit, Jg. 1965, S. 4.
7) Entnommen aus: Wiebringhaus, Sozialcharta, 
a. a. O., S. 13.

Art. 5: Vereinigungsrecht

Art. 6: Recht auf Kollektivverhandlungen

Art. 7: Recht der Kinder und Jugendlichen 
auf Schutz

Art. 8: Recht der Arbeitnehmerinnen auf 
Schutz

Art. 9: Recht auf Berufsberatung

Art. 10: Recht auf Berufsausbildung

Art. 11: Recht auf Schutz der Gesundheit

Art. 12: Recht auf soziale Sicherheit

Art. 13: Recht auf Fürsorge

Art. 14: Recht auf Inanspruchnahme sozialer 
Dienste

Art. 15: Recht der Behinderten auf berufliche 
Ausbildung sowie auf berufliche und 
soziale Eingliederung oder Wieder-
eingliederung

Art. 16: Recht der Familie auf sozialen, 
rechtlichen und wirtschaftlichen 
Schutz

Art. 17: Recht der Mütter und der Kinder auf 
sozialen und wirtschaftlichen Schutz

Art. 18: Recht auf Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit im Ausland

Art. 19: Recht der Gastarbeiter und ihrer 
Familien auf Schutz und Beistand

„Während jeder der 19 Absätze dieses 
I. Teils der generellen Formulierung jeweils 
eines Grundrechts gewidmet ist, enthält der 
II. Teil der Sozialcharta für jedes dieser Rech-
te einen bestimmten Artikel, in dem sich die 
Vertragsstaaten verpflichten, die für die 
Durchführung des betreffenden Rechts not-
wendigen Maßnahmen zu treffen." 8)

Der II. Teil enthält somit eine Präzisierung 
der in Teil I generell formulierten Grundrech-
te hinsichtlich der Maßnahmen, die zu ihrer 
Realisierung durchzuführen sind.

Annahmemodus

Teil III regelt den besonderen Modus der Ra-
tifikation der Charta durch die Mitgliedstaa-
ten. Entgegen anderen internationalen Verträ-
gen muß die Charta nicht vollständig ange-
nommen werden; es wurde auch nicht die 
Möglichkeit des Vorbehalts gewählt, wie dies 
bei anderen internationalen Verträgen und 
Abkommen möglich ist.

8) Ebd., S. 12.



Da in den Vertragsstaaten ein sehr unter-
schiedliches soziales und wirtschaftliches Ni-
veau bestand, war klar, daß es nicht allen 
Staaten möglich wäre, die Charta in ihrer Ge-
samtheit anzunehmen9). Aus diesem Grunde 
wurde die Möglichkeit einer teilweisen An-
nahme, allerdings mit gewissen Einschrän-
kungen, geschaffen.

9) Vgl. ebd., S. 15.
10) Hans Wiebringhaus, Die Sozialcharta des Euro-
parates — Eine Bilanz (Manuskript), o. O., o. J., 
S. 3; im folgenden zitiert als: Wiebringhaus, So-
zialcharta des Europarates.

11) Luzius Wasescha, Recht und Empfehlung. Men-
schenrechte und Sozialcharta, in: Europäische So-
zialcharta, Sonderbeilage Europäische Zeitung 
12/1977, S. II.

Aus einem Kern von sieben Artikeln des 
Teils II sind mindestens fünf anzunehmen. Die-
ser Kern besteht aus folgenden Rechten:

1. Recht auf Arbeit (Art. 1)

2. Vereinigungsrecht (Art. 5)

3. Recht auf Kollektivverhandlungen, ein-
schließlich Streikrecht (Art. 6)

4. Recht auf soziale Sicherheit (Art. 12)

5. Recht auf Fürsorge (Art. 13)

6. Recht der Familie auf sozialen, gesetzli-
chen und wirtschaftlichen Schutz (Art. 16)

7. Recht der Gastarbeiter und ihrer Familien 
auf Schutz und Beistand (Art. 19)

Zusätzlich zu den fünf Kernartikeln sind so 
viele Artikel oder numerierte Absätze zu ak-
zeptieren, daß die Gesamtzahl von mindestens 
zehn Artikeln oder 45 numerierten Absätzen 
erreicht wird.

Überwachungssystem

„Wie für alle bedeutenden völkerrechtlichen 
Verträge, die der Sicherung der Grundrechte 
des einzelnen gewidmet sind, gilt auch für 
die Sozialcharta der Grundsatz, d
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aß es nicht 
genügt, derartige Rechte international zu for-
mulieren und von den Staaten in verbindli-
cher Form anerkennen zu lassen. Es ist im üb-
rigen erforderlich, ein internationales Rechts-
schutzsystem vorzusehen, das es ermöglicht, 
die effektive Einhaltung der Vertragsbestim-
mungen konkret zu überwachen." )

Wie beim Annahmemodus weist die Charta 
auch beim Überwachungssystem gegenüber 
anderen internationalen Abkommen eine 

11

Be-
sonderheit auf. „Während [z. B.] die Men-
schenrechtskonvention eine Kommission und 
einen Gerichtshof einsetzt . . ., weist die Euro-
päische Sozialcharta einen im wesentlichen 
verwaltungsinternen Kontrollmechanismus 
auf.“ )

Dieser Mechanismus stellt sich folgenderma-
ßen dar: Im Abstand von zwei Jahren müssen 
die Regierungen der Vertragsstaaten dem Ge-
neralsekretär des Europarates einen Bericht 
über die innerstaatliche Anwendung der Nor-
men der Sozialcharta abgeben (Art. 21). Diese 
Berichte werden zuvor den größten nationa-
len Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisa-
tionen (für die Bundesrepublik die Bundesver-
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
und der Deutsche Gewerkschaftsbund) vorge-
legt, die ihrerseits die Möglichkeit haben, 
eine Stellungnahme zum Bericht abzugeben; 
diese Stellungnahme wird dem Generalsekre-
tär des Europarates zusammen mit dem Regie-
rungsbericht zugeleitet (Art. 23).

Die Berichte werden sodann von einem unab-
hängigen Sachverständigenausschuß geprüft 
(Art. 25). Das Prüfungsergebnis wird einem Un-
terausschuß des Regierungssozialausschusses 
(Art. 27), der aus je einem Vertreter der Ver-
tragsparteien besteht, zugeleitet. Zu den Bera-
tungen dieses Gremiums werden Vertreter 
von internationalen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerorganisationen (die Arbeitnehmer wer-
den durch den Europäischen Gewerkschafts-
bund vertreten) eingeladen, die in beratender 
Eigenschaft teilnehmen.

Weiterhin wird der Bericht der Sachverstän-
digen der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates zugeleitet (Art. 28). Die Stel-
lungnahmen des Unterausschusses des Regie-
rungssozialausschusses und der Parlamentari-
schen Versammlung werden dann dem Mini-
sterkomitee vorgelegt (Art. 29), das mit Zwei-
drittelmehrheit Empfehlungen an die Vertrags-
parteien beschließen kann.



III. Erfahrungen mit der Europäischen Sozialcharta

Umfang der Ratifizierung

Bei ihrem Inkrafttreten am 26. Februar 1965 
war die Charta von fünf Staaten (Großbritan-
nien, Norwegen, Schweden, Irland und Bundes-
republik Deutschland) ratifiziert worden.

In der Zwischenzeit haben auch Dänemark, 
Italien, Zypern, Österreich, Frankreich und Is-
land die Charta angenommen, so daß sie in 
insgesamt elf Staaten verbindlich ist.

Für die nächste Zeit haben weitere Staaten 
die Ratifizierung angekündigt12 ).

12) Vgl. Wiebringhaus, Sozialcharta des Europa-
rates, a. a. O., S. 4 f.
13) Ebd., S. 7.
14) Vgl. BGBl. II (1964), S. 1261.
15) Vgl. Wiebringhaus, Sozialcharta des Europa-
rates, a. a. O., S. 43; vgl. auch: Klaus Fuchs, Druck

auf Neun und Zwanzig. Praktische Auswirkungen 
der Sozialcharta, in: Europäische Sozialcharta, Son-
derbeilage Europäische Zeitung 12/1977, S. I.
16) Vgl. Wiebringhaus, Sozialcharta des Europa-
rates, a. a. O., S. 43 f.
17) Vgl. hierzu ausführlich ebd., S. 43—45.
18) Vgl. ebd., S. 44; sowie: Klaus Fuchs, a. a. O., S. I.
19) Wiebringhaus, Sozialcharta, a. a. O., S. 37.

Bis heute hat jedoch lediglich ein Staat — 
nämlich Italien — alle 72 Einzelbestimmungen 
angenommen. Insgesamt kann

13

 gesagt werden, 
daß die Charta im Durchschnitt zu ca. 80 Pro-
zent angenommen wurde (von den elf Staaten 
wurden insgesamt 634 Einzelbestimmungen 
akzeptiert, bei 11 X 72 = 792 möglichen) ).
Von der Bundesrepublik Deutschland wurden 
1964 67 der 72 Einzelbestimmungen angenom-
men 14 ).

Auswirkungen auf die nationale Gesetzge-
bung der Vertragsstaaten

a) Auswirkungen vor der Ratifizierung

Die Bestimmungen der Charta veranlassen die 
Staaten, die die Absicht haben, die Charta 
bzw. Teile davon zu ratifizieren, ihre Gesetz-
gebung daraufhin zu überprüfen, ob diese mit 
den anzunehmenden Bestimmungen der Char-
ta in Einklang stehen. Ist dies nicht der Fall, 
so ändern die Staaten vielfach die entspre-
chenden Gesetze, damit die Bestimmungen 
der Charta angenommen werden können. 
Als Beispiel können die Gesetzgebung der 
Schweiz hinsichtlich der Anwendung der Ar-
beitslosenversicherung auf Ausländer sowie 
ein luxemburgischer Gesetzentwurf genannt 
werden, der die Anerkennung des Beamten-
streikrechts vorsieht, so daß die luxemburgi-
sche Gesetzgebung bei einer Ratifizierung der 
Charta dem Art. 6 Abs. 4 entsprechen wür-
de15 ).

b) Auswirkungen nach der Ratifizierung

Änderungen der nationalen Gesetze sind auch 
nach der Ratifizierung festzustellen. Sie wur-
den von den Staaten zum Teil direkt eingelei-
tet, da bei der Annahme einer entsprechenden 
Bestimmung der Charta die Notwendigkeit der 
innerstaatlichen Gesetzesänderung offenkun-
dig war. Als Beispiele können Anpassungen 
in Österreich hinsichtlich der Sozialgesetzge-
bung sowie verschiedene Gesetzesänderungen 
in Frankreich (Sozialhilfe, Familienzusammen-
führung von Gastarbeitern etc.) angeführt wer-
den 16 ).

Zum Teil gehen die Gesetzesänderungen auch 
auf entsprechende Beanstandungen und Hin-
weise im Verlauf des Uberwachungsverfah-
rens zurück. So sind Änderungen der See-
mannsgesetze in Dänemark,
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 Norwegen, 
Schweden, Großbritannien, Zypern und der 
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen 
worden, um nur eines von vielen Beispielen zu 
nennen ).

Im Rahmen des Uberwachungsverfahrens las-
sen sich ca. 50 Rechtsänderungen aufzeigen, 
von denen mehr als zwei Dutzend ausschließ-
lich auf die Charta zurückzuführen sind 18 ).

Der Erfolg hinsichtlich der Auswirkungen im 
Sinne einer entsprechenden Änderung natio-
naler Gesetze „ergibt sich [dabei] mehr oder 
weniger auch aus dem moralischen Druck, 
der von den Organen des Europarates sowie 
den verschiedensten Stellen außerhalb dieser 
Organisation auf die Vertragsstaaten ausge-
übt werden kann .. . Die Erfahrung und die 
Praxis haben gezeigt, daß die Regierungen die 
Folgen nicht unterschätzen, die sich aus einer 
Nichtbeachtung der Normen der Sozialcharta 
ergeben, und sich bemühen, die Gesetzgebun-
gen ihrer Länder an der Charta auszurich-
ten" 19 ).



IV. Mängel der Europäischen Sozialcharta

Lediglich ein Katalog von Mindestforderungen 
Der lange und komplizierte Entwicklungsgang 
des Entwurfes der Europäischen Sozialcharta 
weist bereits auf die Schwierig
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keiten hin, die 
die Formulierung von wirtschaftlichen und 
sozialen Grundrechten mit sich brachte — 
Schwierigkeiten insbesondere deshalb, weil 
„die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
in den Mitgliedstaaten des Europarates ebenso 
berücksichtigt werden [mußten] wie die Ver-
schiedenheit der Rechtssysteme der einzelnen 
Staaten" ).
Die Normen der Sozialcharta wurden deshalb 
so abgefaßt, „daß sie das M
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inimum eines ge-
meinsamen Standards enthalten, der von allen 
europäischen Ländern in absehbarer Zeit er-
reicht werden kann" ).
Dies bedeutet, daß einige der Bestimmungen 
der Charta kein fest fixiertes Ziel enthalten, 
sondern nur allgemeine, unverbindlich anzu-
strebende Zielsetzungen, die zudem noch durch 
ihre Formulierung die Möglichkeit einer wei-
ten Auslegung und Interpretation nicht nur 
erlauben, sondern vielfach geradezu heraus-
fordern22). Als Beispiel sei hier Artikel 2 Ab-
satz 1 genannt, in dem es heißt, daß sich die 
Vertragsparteien verpflichten, „für eine ange-
messene tägliche und wöchentliche Arbeits-
zeit zu sorgen und die Arbeitswoche fort-
schreitend zu verkürzen, soweit die Produkti-
vitätssteigerung und andere mitwirkende Fak-
toren dies gestatten" 23 ).

20) H. Schambeck, a. a. O., S. 54 f.
21) Peter L. Heyde, Die Europäische Sozialcharta, 
in: Arbeit und Recht, Jg. 1962, S. 71.
22) Vgl. Wiebringhaus, Sozialcharta, a. a. O., S. 39.
23) Europäische Sozialcharta, Art. 2 Abs. 1; in: 
BGBl. II (1964), S. 1265.
24) J. W. Brügel, Die Europäische Sozialcharta, in: 
Europa-Archiv, Folge 11/1962, S. 401.

25) Walter Henkelmann, Die Europäische Sozial-
charta, in: Soziale Sicherheit 1962, S. 12 (Sperrung 
im Original).
26) Siegfried-Günter Nagel, Harmonie im Wettbe-
werb. Wirtschaftliche Aspekte, in: Europäische So-
zialcharta, Sonderbeilage Europäische Zeitung 
12/1977, S. II.

Während z. B. bereits 1935 im Rahmen eines 
Übereinkommens der Internationalen Arbeits-
organisation die Vierzigstundenwoche nor-
miert worden war, konnte man sich bei der 
Entwicklung der Charta nicht zu einem ähnli-
chen Sch
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ritt entschließen. Vor allem die Ge-
werkschaften verwiesen deshalb schon bei 
den Vorberatungen im Rahmen der Ausarbei-
tung des Textes der Charta „auf den Wider-
spruch, daß in einem in den sechziger Jahren 
des zwanzigsten Jahrhundert verkündeten 
Idealprogramm etwas nicht einmal unverbind-
lich als anzustrebendes Ziel genannt werden 
soll, was vielfach bereits zur Selbstverständ-
lichkeit geworden ist" ).

Die Charta insgesamt — dies gilt in verstärk-
tem Maße noch für einige Einzelbestimmun-

gen — enthält somit lediglich Mindestforde-
rungen für einheitliche sozialpolit
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ische Ziele; 
somit „bewegt sich der materielle Inhalt der 
Bestimmungen der Sozialcharta an der un-
teren Grenze des sozialen Rechts in West-
europa" ).
Bei diesem Charakter der Charta ist es nicht 
verwunderlich, daß die sozialen und wirt-
schaftlichen Rechte insbesondere in den Indu-
striestaaten West- und Nordeuropas vielfach 
bereits weiterentwickelt sind, als sie durch die 
Charta festgelegt werden.
Bei der Beurteilung der Charta muß auch be-
rücksichtigt werden, daß es sich bei ihrem In-
halt teilweise 
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um „Prinzipien handelt, die zwar 
in den fünfziger Jahren als große Errungen-
schaft angesehen wurden, die jedoch heute von 
vielen Staaten als überholt betrachtet wer-
den" ).
Die Charta setzte zwar eine Harmonisierung 
des Arbeits- und Sozialrechts in den Ver-
tragsstaaten in Gang, sie war und ist jedoch 
nicht in der Lage, neue und richtungsweisen-
de sozialpolitische Zielsetzungen vorzugeben. 
Dies ist auch der Grund dafür, daß man ver-
geblich nach einer Charta-Bestimmung über 
heute so bedeutende wirtschafts- und sozial-
politische Probleme wie z. B. die Mitbestim-
mung, die Vermögensbildung, die Gewinnbe-
teiligung etc. sucht.

Annahmemodus und Ratifikationsverhalten 
der Vertragsstaaten

Eine — schon erwähnte — Besonderheit der 
Charta ist, daß sie nicht insgesamt ratifiziert 
werden muß, sondern daß eine teilweise An-
nahme — bei Erfüllung gewisser Mindestnor-
men — möglich ist. Folgerichtig enthält denn 
auch Art. 20 Abs. 3 eine Klausel, die eine nach-
trägliche Annahme weiterer Bestimmungen der 
Charta durch die Vertragsstaaten erlaubt.

Der Annahmemodus der Charta hat auf der ei-
nen Seite den Vorteil, daß kein Staat gezwun-
gen ist, sie insgesamt annehmen zu müssen, 
und daß es damit auch wirtschaftlich und sozial-
politisch weniger entwickelten Ländern ermög-
licht wird, zumindest Teile der Charta anneh-
men zu können und die Charta nicht ablehnen 



zu müssen, weil sie insgesamt zu hohe Ansprü-
che und Verpflichtungen für diese Länder brin-
gen würde.

Auf der anderen Seite steht jedoch der Nach-
teil, daß Bestimmungen, die eine Anpassung 
der nationalen Gesetzgebung erforderlich ma-
chen würden, nicht angenommen werden 
müssen. In der Praxis hat sich deshalb auch 
gezeigt, daß die Vertragsstaaten in der Regel 
nur die Bestimmungen annehmen, denen die 
nationale Gesetzgebung bereits voll oder 
weitgehend entspricht. Es ist somit ins Belie-
ben der Staaten gestellt, ob sie darüber hinaus 
ihre Gesetze ändern, um später weitere Be-
stimmungen der Charta annehmen zu können. 
Eine Verpflichtung hierzu besteht jedoch nicht. 
Hinzu kommt, daß die Staaten offenbar keine 
besondere Neigung verspüren, nachträglich Be-
stimmungen anzunehmen, selbst dann nicht, 
wenn geänderte und angepaßte nationale Ge-
setze etc. dies erlauben würden. Bis heute hat 
jedenfalls noch kein Vertragsstaat von der in 
Art. 20 vorgesehenen Möglichkeit der nach-
träglichen Annahme zusätzlicher Bestimmun-
gen Gebrauch gemacht 27 ).

27) Vgl. Wiebringhaus, Sozialcharta des Europa-
rates, a. a. O., S. 8.
28) Vgl. Gesetz zum Schutze der arbeitenden Ju-
gend (Jugendarbeitsschutzgesetz — JArbSchG) vom 
12. April 1976 (BGBl. I, S. 965).

29) Deutscher Bundestag, 7. Wahlperiode, Druck-
sache 7/2412, S. 32.
30) Hellmut Georg Isele, Die Europäische Sozial-
charta. Auf dem Wege von den allgemeinen Men-
schenrechten zu den sozialen Menschenrechten, 
Wiesbaden 1967 (Sonderdruck), S. 20 f.

Zur Erläuterung seien hier Beispiele aus der 
Bundesrepublik angeführt. Unter den Bestim-
mungen der Charta, die 1964 von der Bundes-
republik nicht angenommen wurden, ist auch 
Art. 7 Abs. 1, der ein Beschäftigungsalter von 
mindestens 15 Jahren für Jugendliche vor-
sieht. Das Mindestbeschäftigungsalter für Ju-
gendliche betrug 1964 in der Bundesrepublik 
14 Jahre; Art. 7 Abs. 1 wurde deshalb nicht 
angenommen. 1976 wurde das Jugendarbeits-
schutzgesetz geändert, u. a. wurde in § 7 
Abs. 1 das Mindestalter für die Zulassung zu 
einer Beschäftigung auf 15 Jahre festge-
legt28 ). Art. 7 Abs. 1 der Sozialcharta könnte 
nunmehr angenommen werden, da die natio-
nale Gesetzgebung ihm entspricht; die nach-
trägliche Annahme ist jedoch bis heute nicht 
erfolgt.

Nach deutschem Recht sind auch in der Zeit 
des Mutterschutzes Ausnahmen vom Kündi-
gungsverbot möglich, während Art. 8 Abs. 2 
der Sozialcharta aussagt, daß „es als unge-
setzlich zu betrachten [sei], daß ein Arbeitge-
ber eine Frau während ihrer Abwesenheit in-
folge Mutterschaftsurlaub oder so kündigt, 

daß die Kündigungsfrist während einer sol-
chen Abwesenheit abläuft".

In der Antwort auf eine Anfrage des Bundes-
tagsabgeordneten Büchner ließ die Bundesre-
gierung 1974 erkennen, daß sie die Absicht 
hat, „bei einer No
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vellierung des Mutter-
schutzgesetzes dem Anliegen der Sozialcharta 
Rechnung zu tragen" ). Bis heute ist in die-
ser Richtung jedoch nichts geschehen. Das wä-
re vielleicht anders, wenn der Hang größer 
wäre, nachträglich weiter Bestimmungen der 
Charta anzunehmen.

Da sich die Staaten weitgehend die Bestimmun-
gen der Charta aussuchen können, welche sie 
annehmen wollen, und sie in der Regel nur 
diejenigen annehmen, denen die nationalen 
Gesetze bereits entsprechen, ist auch kein 
Druckmittel dafür vorhanden — auch kein mo-
ralisches —, daß die Staaten nach und nach 
die nationale Gesetzgebung mit weiteren Be-
stimmungen der Sozialcharta in Einklang brin-
gen. Die Erreichung eines für alle Staaten 
gleichen Mindeststandards an sozialpolitischen 
Bestimmungen ist somit allein ins Ermessen 
der Staaten gestellt bzw. von deren Wohlver-
halten abhängig.

Rechtsnatur der Sozialcharta

Wesentlich ist die Frage, welche rechtlichen 
Konsequenzen die Ratifizierung der Sozial-
charta mit sich bringt.

Zur Beurteilung ist in erster Linie die Charta 
selbst heranzuziehen, die in Art. 32 unter an-
derem Bestimmungen über das Verhältnis 
zwischen Sozialcharta und innerstaatlichem 
Recht enthält. Danach „sollen Bestimmungen 
der Sozialcharta geltende Vorschriften des in-
nerstaatlichen Rechts unberührt lassen, die 
den geschützten Personen eine günstigere Be-
handlung als die Sozialcharta einräumen. Es 
ließe sich daraus das Umkehrargument ablei-
ten, daß ungünstigere Vorschriften des inner-
staatlichen Rechts durch günstigere Bestim-
mungen der Sozialcharta .berührt' — und 
zwar unmittelbar beeinflußt werden kön-
nen" 30 ).

Im ersten Absatz des Anhangs zu Teil III der 
Sozialcharta ist jedoch klargestellt, daß Ein-
verständnis darüber besteht, „daß die Charta



rechtliche Verpflichtungen internationalen 
Charakters enthält, deren Durchführung aus-
schließlich der in ihrem Teil IV vorgesehenen 
Überprüfung unterliegt" 31).  I
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m Klartext: Die-
ser Passus, der angeblich auf Vorschlag der 
Bundesregierung eingefügt worden ist, soll 
„verhindern, daß irgendeine Bestimmung des 
Abkommens durch Transformation’ oder 
.Adoption' innerstaatlich in der Weise beacht-
lich wird, daß sich der Einzelne vor den staat-
lichen Gerichten auf die Sozialcharta berufen 
könnte" ).

Die Europäische Sozialcharta ist ein völker-
rechtlicher Vertrag, der für die ratifizierenden 
Staaten bindende Wirkung hat. Im Gegensatz 
zur Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, deren „soziales 
Gegen- oder Ergänzungsstück" die Europäi-
sche Sozialcharta sein soll, begründet die 
Charta jedoch „kein unmittelbar 
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geltendes 
Recht, sondern zwischenstaatliche Verpflich-
tungen der Vertragsparteien. Der einzelne 
kann also daraus vor den Gerichten der Mit-
gliedstaaten oder anderen innerstaatlichen 
Stellen keine Ansprüche geltend ma-
chen" ).

Die Normen der Europäischen Sozialcharta 
können somit hinsichtlich ihres Rechtscharak-
ters „nicht mit denjenigen der Konvention 
zum Schutze 
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der Menschenrechte und Grund-
freiheiten vom 4. 11. 1950 verglichen werden, 
da dort unter bestimmten Voraussetzungen 
sogar Privatpersonen gestattet ist, gegenüber 
ihrer eigenen Regierung ein Verfahren wegen 
behaupteter Verletzung der Rechte vor dem 
Europäischen Gerichtshof anzustrengen" ).

Die Tatsache, daß der einzelne Staatsbürger 
keine Möglichkeit hat, einen Rechtsanspruch 
aus den angenommenen Bestimmungen der 
Sozialcharta abzuleiten und diesen Anspruch 
vor einem nationalen oder internationalen 
Gericht einzuklagen bzw. diese als Be-
schwerdeinstanz bei einer Verletzung der in 
der Charta enthaltenen Grundrechte durch ei-
nen der Vertragsstaaten anzurufen, gilt als ei-
ner der Hauptkritikpunkte an der Charta.

31) Anhang zur Sozialcharta, Teil III, in: BGBl II 
(1964) S. 1285.

32) Wilhelm Wengler, Die Unanwendbarkeit der 
Europäischen Sozialcharta im Staat, Bad Homburg 
1963, S. 11.
33) Denkschrift der Bundesregierung zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Europäischen Sozialcharta vom 
18. Oktober 1961. Deutscher Bundestag, 4. Wahl-
periode, Drucksache IV/2117, S. 28.
34) Wilhelm-Josef Schumacher, Die endgültige Fas-
sung der Europäischen Sozialcharta, in: Arbeit und 
Sozialpolitik, Jg. 1962, S. 10.

Effektivität des Überwachungsverfahrens

Einer besonders kritischen Überprüfung be-
darf das in Teil IV der Charta enthaltene 
Kontrollverfahren. „Da die
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 Charta ledig-
lich Staatenverpflichtungen enthält, der ein-
zelne also keine Rechte daraus herleiten 
kann, ist dieses Kontrollverfahren für die 
wirksame Durchführung der Bestimmungen 
der Charta von entscheidender Bedeutung." )

a) Berichtspflicht der Vertragsstaaten

Nach Art. 20 haben die Vertragsparteien alle 
zwei Jahre einen Bericht über die Anwen-
dung der von ihnen angenommenen Bestim-
mungen abzuliefern. Sieht man einmal davon 
ab, daß es die Regierungen mit dem Abgabe-
termin der Berichte selten genau nehmen36), 
so ist festzustellen, daß die Berichte der Mit-
gliedstaaten nicht immer ausreichend Aus-
kunft über die tatsächliche oder gesetzliche 
Situation geben. Hinzu k
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ommt, daß verschie-
dene Begriffe unterschiedlich von den Mit-
gliedstaaten angewendet werden, so daß es 
zu zusätzlichen Mißverständnissen bei der In-
terpretation kommt, zumal eine internationale 
Auslegung vielfach nicht vorhanden ist, son-
dern von den Überwachungsgremien selbst 
erst geschaffen werden mußte ).

35) Valentin Klotz, Die Überwachung der Anwen-
dung der Europäischen Sozialcharta, in: Bundes-
arbeitsblatt 4/1971, S. 275.

36) Abgabetermin für den Bericht zum 6. Über-
wachungszyklus (1976/77) war der 1. Juli 1978. Im 
Dezember 1978 lag der Bericht der Bundesregie-
rung noch nicht vor.
37) Vgl. hierzu: Werner Löw, Überprüfung der An-
wendung der Europäischen Sozialcharta, in: Recht 
der Arbeit, Heft 3/1973, S. 185.
38) Peter Büchner, Bedachte Verbesserungen tun 
not. Der Kontrollmechanismus der Sozialcharta, in: 
Europäische Sozialcharta, Sonderbeilage Euro-
päische Zeitung 12/1977, S. III; vgl. hierzu auch: 
Wiebringhaus, Sozialcharta, a. a. O., S. 22 f.

b) Zeitdauer des Überwachungsverfahrens

Eine weitere Unzulänglichkeit stellt die zeit-
raubende Abwicklung des Überwachungsver-
fahrens dar. „Zur Zeit beträgt die Gesamtdau-
er vom Ende des Berichtsze
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itraumes bis zur 
Entschließung des Ministerkomitees rund fünf 
(!) Jahre." )  Bis die Prüfung der Berichte ab-
geschlossen ist, kann sich somit die Situation 
in den Vertragsstaaten bereits wieder geän-
dert haben, so daß eine mögliche „Mängelrü-
ge" bereits gegenstandslos sein kann.

c) Zahl der Kontrollinstanzen

Die lange Zeitdauer des Überwachungsver-
fahrens ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, 
daß nicht weniger als vier Kontrollinstanzen 



am Überwachungsverfahren beteiligt sind, 
nämlich der unabhängige Sachverständigenaus-
schuß, die Parlamentarische Versammlung, der 
Unterausschuß des Regierungssozialausschus-
ses (oft auch Regierungsausschuß genannt) und 
das Ministerkomitee.

d) Stellung der Kontrollinstanzen

Problematisch ist nicht nur die Zahl der Kon-
trollinstanzen, sondern vor allem deren Zu-
sammensetzung und mögliche Abhängigkeit.

Der Sachverständigenausschuß und die Parla-
mentarische Versammlung sind relativ un-
abhängig. Beim Sachver
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ständigenausschuß 
könnte indessen die Einschränkung gemacht 
werden, daß die Mitglieder vom Minister-
komitee ernannt werden, wobei nur die Ver-
tragsstaaten berechtigt sind, letztinstanzlich 
Kandidaten vorzuschlagen ).

Bedenklich ist die Stellung des Unteraus-
schusses des Regierungssozialausschusses, 
insbesondere wegen seiner Abhängigkeit vom 
Ministerkomitee, das als letzte Instanz die 
Entscheidung darüber trifft, ob eine Empfeh-
lung an einen Vertragsstaat gerichtet wird, 
d. h., ob ein Vertragsstaat wegen der Nicht-
einhaltung angenommener Bestimmungen der 
Charta „gerügt" wird.

Der Unterausschuß des Regierungssozialaus-
schusses setzt sich aus Vertretern, d. h. aus ho-
hen Regierungsbeamten der Vertragsstaaten zu-
sammen. Die Regierungsvertreter sind nun im 
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Verlauf des Kontrollverfahrens gehalten, 
„Handlungen oder Unterlassungen anderer 
Mitgliedstaaten zu beurteilen und damit im ge-
wissen Sinne in die innerstaatliche Kompetenz 
eines anderen Mitgliedstaates einzugreifen, ein 
Vorgang, der für Regierungsbeamte unge-
wöhnlich ist" ) und dem diese auch geflissent-
lich ausweichen.
Zusätzlich muß festgestellt werden, daß die 
Einschaltung dieses Ausschusses „eine be-
denkliche Verwischung des rechtsstaatlichen 
Grundprinzips [bedeutet], wonach Parteien 
nicht zugleich Richter sein sollen. In der Tat 
sitzen im Regierungsausschuß Beamte der für 
die Verwirklichung der Charta zuständigen 
nationalen Ministerien gleichsam über sich 
selbst zu Gericht. Daß dies eine Art defensi-
ver Solidarität der Ausschußmitglieder 
schafft, hat sich in der ständigen restriktiven 
Auslegung der Chartabestimmungen durch den 
Regierungsausschuß gezeigt" 41).

39) Vgl. Valentin Klotz, a. a. O., S. 275.
40) Werner Löw, a. a. O., S. 185.
41) Petör Büchner, a. a. O., S. III.

Ebenso bedenklich ist auch die Stellung des 
Ministerkomitees als entscheidender Kontroll-
instanz. Zwischen Regierungsausschuß und 
Ministerkomitee existieren jeweils auf natio-
naler Ebene Verbindungen, und es besteht ein 
gemeinsames Interesse, d
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a beide auf nationa-
ler Ebene für die Verwirklichung der Sozial-
charta mitverantwortlich sind. Aus diesem 
Grunde kann auch „nicht ausgeschlossen 
werden, daß ein Regierungsausschuß, der den 
Empfehlungsvorschlägen des Sachverständi-
genausschusses ablehnend gegenübersteht, 
Einfluß auf die Ministerbeauftragten über die 
Regierungen der Vertragsstaaten nimmt und 
eine Sperrminorität im Ministerkomitee be-
wirkt, wodurch die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit nicht erreicht werden kann" ).

Die für den Regierungsausschuß festgestellte 
„Partei-gleich-Richter-Problematik" gilt auch 
für das Ministerkomitee. Die bisherige Zu-
rückhaltung des Ministerkomitees bei der Ab-
gabe von Empfehlungen beruht dabei sicher-
lich 
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auch darauf, „daß ihnen auf nationaler 
Ebene dieselben Beamten zuarbeiten, die auch 
im Regierungsausschuß sitzen" ). Hinzu 
kommt eine gewisse „Tradition der zwischen-
staatlichen Zusammenarbeit: sich nämlich 
nicht ohne Not, und das heißt nur in Extrem-
fällen, gegenseitig weh zu tun" ).

Bei der Gesamtbeurteilung der Stellung der 
verschiedenen Kontrollinstanzen dürfte fol-
gende Aussage deshalb einige Berechtigung 
besitzen: „Mit Absicht hat man die Kontrolle 
der Erfüllung der Europäischen Sozialcharta 
durch die Signatarstaaten einem ausgespro-
chen politischen O
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rgan, nämlich dem Mini-
sterkomitee des Europarates, anvertraut, das 
nicht nur in der Ermittlung des Sachverhalts 
keine volle Freiheit hat, sondern sich vermut-
lich bei seiner Endentscheidung von politi-
schen Opportunitätsgesichtspunkten beein-
flussen lassen wird. Vor allem aber wird es 
sehr oft so sein, daß keine der im Europarat 
vertretenen Regierungen ein Interesse daran 
haben wird, einen anderen Signatarstaat we-
gen einer Vertragsverletzung durch das Mini-
sterkomitee in dieser Weise verurteilen zu 
lassen." )

e) Bisherige Ergebnisse des Kontrollverfah-
rens

Die im vorigen Kapitel geäußerten Bedenken 
zu den einzelnen Kontrollinstanzen werden

42) Valentin Klotz, a. a. O., S. 277.
43) Peter Büchner, a. a. O., S. III.
44) Ebd.
45) Wilhelm Wengler, a. a. O., S. 62 f. 



gefestigt durch die bisherigen Ergebnisse des 
Überwachungsverfahrens.

So sind im 1. Überwachungsverfahren vom 
Sachverständigenausschuß insgesamt 57 Vor-
schläge für Empfehlungen gemacht worden.

Der Regierungsausschuß empfahl dem Mini-
sterkomitee, keinen der 57 Em
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pfehlungsvor-

schläge der Sachverständigen aufzugreifen ). 
Das Ministerkomitee gab im 1. Überwachungs-
verfahren keine Empfehlung an die Vertrags-
staaten.

Auch die Ergebnisse der weiteren Überwa-
chungsverfahren waren nicht anders: „Bis heu-
te [wurde] noch keine .V
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erurteilung’ eines 
Vertragsstaates ausgesprochen, obwohl ent-
sprechende Anträge der unabhängigen In-
stanzen vorlagen. Lediglich ein diplomati-
scher Hinweis auf die Rügen der Vorinstan-
zen kam zustande." )

Diese Ergebnisse sind nicht gerade geeignet, 
die Vermutungen und Befürchtungen hin-
sichtlich der Stellung und möglichen Abhän-
gigkeit der beiden Instanzen Regierungsaus-
schuß und Ministerkomitee zu widerlegen 
bzw. zu entkräften.

Im Verlauf der bisherigen Diskussionen „war 
man überwiegend der Meinung, daß eine 
Empfehlung des Ministerrates nach Artikel 29 
eine ernstha
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fte Ermahnung eines Mitglied-
staates ist, die als internationale Rüge zu ver-
stehen ist" ). Hierbei griff man auf Erfah-
rungen zurück, die bei der Überprüfung der 
Einhaltung der Übereinkommen und Empfeh-
lungen der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion gewonnen wurden.

-„Die Sozialcharta führt nur zur Feststellung, 
daß in den Mitgliedstaaten dies oder jenes 
noch nicht den-Normen der Sozialcharta ent-
spricht und empfiehlt den Unterzeichnern, 
diese oder jene Maßnahme zu ergreifen. Daß 
solche Empfehlungen auch als Anprange
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rung 
empfunden werden, liegt nicht an der 
.Rechtsnatur der Empfehlungen', sondern an 
der Überempfindlichkeit von Behörden und 
Politikern, die Mühe haben zu verstehen, daß 
sie ihre Sache noch besser machen könn-
ten." )  Dieses Gefühl der „Anprangerung" 
könnte auch einer der Gründe sein, weshalb

46) Vgl. Valentin Klotz, a. a. O„ S. 277.
47) Peter Büchner, a. a. O., S. III.
48) Werner Löw, a. a. O., S. 185.
49) Luzius Wasescha, a. a. O., S. II.

das Ministerkomitee bisher keine Empfehlun-
gen gab.

Stellung der Sozialpartner

Die Sozialpartner, insbesondere die Gewerk-
schaften, nehmen im Überwachungsverfahren 
der Europäischen Sozialcharta nur eine unter-
geordnete Stellung ein. Sie haben lediglich 
auf zwei Ebenen eine — zudem sehr geringe 
— Einflußmöglichkeit.

Zum einen besteht auf nationaler Ebene die 
Möglichkeit, eine Stellungnahme zu dem von 
der jeweiligen Regierung abzugebenden Be-
richt über die Anwendung der angenomme-
nen Bestimmungen abzugeben, die dann zu-
samm
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en mit dem Regierungsbericht dem 
Sachverständigenausschuß unterbreitet wird. 
Diese Möglichkeit wurde als „Ersatzform" 
für das fehlende Individualbeschwerderecht 
in der Sozialcharta bezeichnet ) — eine Ein-
schätzung, die auch nicht annähernd erfüllt 
wurde, insbesondere auch deshalb, weil die 
Gewerkschaften nur einen geringen Einfluß 
im Kontrollverfahren haben und diese be-
schränkten Möglichkeiten bisher nicht konse-
quent ausnutzten.

Die zweite Ebene der Beteiligung der Ge-
werkschaften liegt im Regierungsausschuß, 
wo Vertreter internationaler Arbeitnehmeror-
ganisationen in „beratender Eigenschaft" an 
den Sitzungen teilnehmen können.

Darüber hinaus besteht noch die Möglichkeit, 
daß die Gewerkschaften an Sitzungen von Aus-
schüssen der Parlamentarischen Versammlung, 
insbesondere des Sozial- und Gesundheitsaus-
schusses, teilnehmen; diese Möglichkeit ersetzt 
jedoch nicht eine direkte Beteiligung im Kon-
trollverfahren.

Vergleicht man die Stellung der Sozialpartner 
im Uberwachungsverfahren der Übereinkom-
men der IAO mit der bei der Sozialcharta, so 
wird die untergeordnete Stellung der Sozial-
partner im Kontrollverfahren der Sozialcharta 
überdeutlich.

Der mangelnde Einfluß der Sozialpartner dürf-
te einer der wesentlichen Gründe sein, wes-
halb insbesondere die Gewerkschaften — so-
wohl auf nationaler wie auf internationaler 
Ebene — bisher kein allzu großes Engage-
ment in Sachen Sozialcharta gezeigt haben.

50) Vgl. Wiebringhaus, Sozialcharta, a. a. O., S. 19.



V. Ansatzpunkte zur Weiterentwicklung der Sozialcharta

Im folgenden Kapitel soll aufgezeigt werden, 
wo die Europäische Sozialcharta ergänzt und 
weiterentwickelt werden muß, um als interna-
tionaler Vertrag die Bedeutung zu erlangen, 
die ihr zukommt.

Inhalt der Bestimmungen N

Der Inhalt einiger Bestimmungen der Charta 
ist zu präzisieren, d. h. es sind klar und ein-
deutig formulierte Zielsetzungen vorzugeben, 
die eine mehrdeutige Interpretation nicht 
mehr zulassen. Diese Forderung ist insbeson-
dere deshalb unabdingbar, weil vier Kontroll-
instanzen existieren und somit vier Ausle-
gungsmöglichkeiten einer Bestimmung gege-
ben sind.

Neben einer präziseren Formulierung muß 
auch Wert darauf gelegt werden, daß die Be-
stimmungen der Charta nicht nur Mindestfor-
derungen enthalten, die auf dem Wege eines 
Kompromisses auf dem untersten möglichen 
Level zustande kommen.

Die Charta darf von ihrem Inhalt her nicht 
nur der Zielsetzung der Harmonisierung 
durch Ausgleich von Divergenzen zwischen 
Nord- und Südeuropa dienen, sondern sie 
muß auch Ansätze zu einer Weiterentwick-
lung der Sozialpolitik für alle Staaten bieten. 
Andernfalls besteht die Gefahr, daß der Um-
gang mit der Charta für einige Staaten ledig-
lich eine Pflichtübung darstellt, und zwar in 
der Form, daß international festgeschrieben 
wird, was national auf sozialpolitischem Ge-
biet bereits erreicht oder sogar schon über-
schritten wurde.

Weiterhin müßte der Inhalt daraufhin über-
prüft werden, ob nicht einige Bestimmungen, 
insbesondere einige Einschränkungen, wie 
z. B. beim Vereinigungsrecht in Art. 5 für Po-
lizei und Streitkräfte, überholt sind und auf-
gehoben werden müßten.

Aufnahme neuer Bestimmungen

In den 13 Jahren seit dem Inkrafttreten der 
Charta hat sich die Sozialpolitik weiterentwik-
kelt, neue wirtschaftliche und soziale Grund-
rechte werden diskutiert bzw. spielen national 
eine bedeutende Rolle, insbesondere auch in 
der Politik der Gewerkschaften.

Dieser Entwicklung müßte die Sozialcharta 
Rechnung tragen durch die Aufnahme neuer 
Grundrechte, die den Vertragsstaaten neue 
Zielsetzungen vorgeben.

Annahmemodus /
Auch beim Annahmemodus könnten Änderun-
gen vorgenommen werden.

Es wurde aufgezeigt, daß die Staaten zumeist 
nur die Bestimmungen annehmen, die sie be-
reits erfüllen. Danach besteht keine Möglich-
keit, auf die Staaten einzuwirken, weitere Be-
stimmungen anzunehmen bzw. ihre nationalen 
Gesetze abzuändern, damit eine Annahme wei-
terer Bestimmungen möglich wird.

Es wäre deshalb ratsam, in modifizierter 
Form einen Vorschlag aufzugreifen, den die 
Parlamentarische Versammlung bei den Bera-
tungen zur Erarbeitung des Textes der Charta 
eingebracht hatte. Die Parlamentarische Ver-
sammlung schlug damals vor, die Staaten zu 
verpflichten, innerhalb eines Zeitraumes von 
fünf Jahren alle Bestimmungen der Charta an-
zunehmen; dieser Vorschlag hatte damals kei-
nen Erfolg 51 ).

51) Vgl. Klaus Pischel, Die Bedeutung der Euro-
päischen Sozialcharta für das Recht in der Bundes-
republik Deutschland, Diss., Würzburg 1966, S. 4 f.

Der Annahmemodus müßte so geändert wer-
den, daß die Staaten danach verpflichtet sind, 
in regelmäßigen Zeitabständen eine bestimm-
te Anzahl weiterer Bestimmungen anzuneh-
men. Auf diese Weise hätten die Stauten noch 
die Möglichkeit auszuwählen, welche Bestim-
mungen nacheinander angenommen werden. 
Auf der anderen Seite wäre jedoch sicherge-
stellt, daß die Rechte der Charta in einem be-
stimmten Zeitraum in allen Vertragsstaaten re-
alisiert wären. Die Zielsetzung der Charta 
würde somit in einem vorgegebenen Zeitraum 
erfüllt; heute hingegen liegt der Zeitpunkt, in 
dem alle Rechte der Charta in den Vertrags-
staaten umgesetzt sind, irgendwo in der Zu-
kunft und ist absolut vom Wohlwollen der 
Staaten abhängig.

Änderung des Rechtscharakters

Die Hauptkritik richtete sich bisher immer 
wieder gegen den Rechtscharakter der Be-
stimmungen der Charta und gegen das Uber-
wachungsverfahren. Folglich gilt es hier, 
durchgreifende Verbesserungen anzustreben.
Die mangelnde Durchsetzungsfähigkeit der 
Charta ist — insbesondere im Vergleich zu 
ihrem Gegenstück, der Europäischen Men-
schenrechtskonvention — auf die Tatsache 
zurückzuführen, daß die Charta lediglich zwi-
schenstaatliche Verpflichtungen der Vertrags-
staaten begründet und keine unmittelbaren, 



gerichtlich durchsetzbaren Rechtsansprüche 
für den einzelnen Bürger. Genau hier muß 
eine Weiterentwicklung ansetzen.
Zumindest einige der in der Charta enthalte-
nen sozia
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len Grundrechte sind „in subjektive 
— national und international einklagbare — 
Rechte umzuwandeln" ).
Wenn die wirtschaftlichen und sozialen 
Grundrechte den „klassischen" Menschenrech-
ten gleichgestellt werden sollen, so ist es un-
abdingbar, daß sie ebenfalls einklagbar wer-
den. Eine — relativ unverbindlich gehaltene 
— Verpflichtung der Vertragsstaaten, diese 
Rechte zu gewähren und in die nationale Ge-
setzgebung einzubauen, reicht nicht aus, um 
dem Anspruch der Gleichstellung der sozialen 
Rechte mit den Menschenrechten gerecht zu 
werden. Gerade auch in konjunkturell schwie-
rigen Zeiten muß sichergestellt sein, daß wirt-
schaftliche und soziale Grundrechte nicht nach 
Belieben zurückgenommen oder außer Kraft 
gesetzt werden können, somit lediglich als eine 
Art „Schönwetterveranstaltung" anzusehen 
wären.
Dies ist offensichtlich nur dann gewährleistet, 
wenn derartige Rechte bei einem Gericht — 
und zwar national wie international — einge-
klagt werden können. In diesem Sinne gilt es, 
den Rechtscharakter der Bestimmungen der 
Charta weiterzuentwickeln.

Verbesserung des Überwachungsverfahrens

Die Forderung nach Verbesserung des Über-
wachungsverfahrens hängt eng mit der nach 
der Änderung des Rechtscharakters der Bestim-
mungen der Charta zusammen.
Das derzeitige zeitraubende, über vier Kon-
trollinstanzen gehende Überwachungsverfah-
ren wird spätestens dann unbrauchbar, wenn 
ein Teil der Bestimmungen der Charta einklag-
bar gemacht wird. Noch weniger als die Zeit-
dauer des Verfahrens könnte dann die Tatsa-
che akzeptiert werden, daß in einem Teil der 
Gremien diejenigen international über sich 
selbst zu Gericht sitzen, die national für die 
Durchführung der Bestimmungen und Ge-
währleistung der in der Charta enthaltenen 
Grundrechte zuständig und verantwortlich 
sind.
Eine Verbesserung des Überwachungsverfah-
rens scheint jedoch auch dann notwendig, 

■wenn eine Änderung des Rechtscharakters 
der Bestimmungen der Charta vorerst nicht 
erreicht wird. Das derzeitige Verfahren hat 
sich in den abgelaufenen Überwachungszy-
klen in vielen Punkten als unzulänglich erwie-

sen, daran ändert auch die Tatsache nichts, 
daß in einigen Vertragsstaaten Gesetzesände-
rungen durchgeführt wurden, weil einzelne 
Bestimmungen nicht hinreichend mit der 
Charta übereinstimmten.
Die Änderung des Kontrollverfahrens ist allein 
schon aus „allgemeinen rechtsstaatlich-demo-
kratischen Erwägungen" geboten53).

52) Wiebringhaus, Sozialcharta des Europarates,
a. a. O., S. 46.

53) Peter Büchner, a. a. O., S. III.
51) Die Forderung nach stärkerer Beteiligung der 
Sozialpartner an der Politik des Europarates wird 
unterstrichen durch die Empfehlung 805 der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates. Vgl. 
hierzu: Unterrichtung durch die deutsche Delega-
tion in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates über die Tagung der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates vom 24. bis 28. Ja-
nuar 1977 in Straßburg. Deutscher Bundestag, 
8. Wahlperiode, Drucksache 8/186, S. 31 f.

Zu denken wäre dabei unter Umständen an 
eine einzige Kontrollinstanz, möglicherweise 
in der Form einer paritätisch besetzten Kom-
mission, ähnlich wie im Rahmen der IAO. 
Ohne ein neues Kontrollverfahren scheint es 
unmöglich zu sein, die Bedeutung der Charta 
für die Sozialpolitik der Vertragsstaaten zu 
erhöhen.

Stellung der Sozialpartner

Die Tatsache, daß die Sozialpartner bisher 
nur sehr sporadisch und unzulänglich von ih-
ren Mögl

54

ichkeiten Gebrauch machten, ist si-
cherlich auf ihre untergeordnete Rolle zu-
rückzuführen. Aus diesem Grunde ist es 
unumgänglich, die Stellung der Sozialpartner 
zu verbessern ).
Schon vor einer grundsätzlichen Änderung 
und Weiterentwicklung der Charta sollten 
deshalb folgende Maßnahmen durchgeführt 
werden:
1. Die Sozialpartner können den Kontrollgre-

mien Verstöße gegen die Charta auch au-
ßerhalb der Stellungnahme zum Bericht 
der jeweiligen Regierung über die Einhal-
tung der Bestimmungen anzeigen. Die an-
gezeigten Verstöße müßten dann unver-
züglich geprüft und entschieden werden.

2. Die Sozialpartner erhalten in jedem Falle 
ein Vorschlags-, besser noch ein Mitbe-
stimmungsrecht bei der Ernennung der 
unabhängigen Sachverständigen.

3. Die Sozialpartner erhalten mehrere Sitze 
im Regierungsausschuß, und zwar mit 
Stimmrecht, nicht nur mit beratender 
Funktion.

Diese Sofortmaßnahmen erscheinen notwen-
dig, wenn den Sozialpartnern ein Anreiz 
gegeben werden soll, sich stärker als bis-
her um die Sozialcharta zu kümmern.



Schlußwort

Die Europäische Sozialcharta hat in der Zeit 
ihres Bestehens sicherlich Auswirkungen 
auf die Sozialpolitik der Vertragsstaaten 
gehabt, Auswirkungen vornehmlich im Hin-
blick auf eine Harmonisierung und eines Ab-
baus der Divergenzen zwischen Nord- und 
Südeuropa.

Der Charta hat jedoch der zündende Funke 
gefehlt, „der die Bereitschaft erz
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eugen 
könnte, die mehr oder weniger zufälligen 
Unterschiede in der nationalen Sozialge-
setzgebung zugunsten einer Gesamtregelung 
für Westeuropa aufzugeben" ).

Daß die Charta in der Vergangenheit nicht die 
Bedeutung erlangt hat, mit deren Zielsetzung 
sie einmal geschaffen wurde, liegt sicherlich 
überwiegend an den Schwachstellen, die sich 
in der Zeit ihres Bestehens g
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ezeigt haben. Eine 
Weiterentwicklung der Charta und die Elimi-
nierung der aufgezeigten Schwachstellen ist 
deshalb unumgänglich, ja dringend notwendig. 
Kritik an der Sozialcharta und Ansätze zu 
einer Weiterentwicklung wurden auch auf 
einem Symposium des Europarates „Die Euro-
päische Sozialcharta und Sozialpolitik heute" 
vorgetragen, das vom 7. bis 9. Dezember 1977 
in Straßburg durchgeführt wurde ).

Die Ergebnisse dieses Symposiums wurden für 
die Parlamentarische Versammlung des Euro-
parates vom stellvertretenden Vorsitzenden 
des Sozial- und Gesundheitsausschusses, dem 
Bundestagsabgeordneten Peter Büchner, in 
einem Bericht zusammengefaßt und zu konkre-

ten Empfehlungen aufgearbeitet57). Auch in 
diesem Bericht und den darin enthaltenen 
Empfehlungen für eine Weiterentwicklung der 
Sozialcharta nehmen die Notwendigkeit einer 
Revision des Kontrollmechanismus, die Ände-
rung des Rechtscharakters der Bestimmungen 
der Charta und die Aufnahme neuer wirt-
schaftlicher und sozialer Grundrechte eine 
zentrale Stellung ein.

55) J. W. Brügel, a. a. O., S. 403.
56) Vgl. Council of Europe, Doc. AS/Coll/Charte 1 
bis 19 und AS/Coll/Charte/CR.

57) Vgl. Council of Europe, Parliamentary As-
sembly. Report on the revision of the European 
Social Charter, Doc. 4198; vgl. ebenso die Bericht-
erstattung über die Sitzung der Parlamentarischen 
Versammlung in: Das Parlament, Nr. 42 vom 
21. Oktober 1978, S. 13.

Die bereits von mehreren Seiten geforderte 
Weiterentwicklung oder Revision der Sozial-
charta sollte auch für die Gewerkschaften der 
Anstoß sein, sich intensiver als bisher — und 
zwar sowohl national wie international — um 
die Sozialcharta zu kümmern. Ziel muß es 
sein, daß die Gewerkschaften national ihren 
Einfluß auf die Regierungen geltend machen, 
damit die Sozialcharta so weiterentwickelt 
und verbessert wird, daß sie ein funktionsfähi-
ges Instrument internationaler Sozialpolitik 
und eine echte Ergänzung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention auf dem Feld der 
wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte wird. 
Die Weiterentwicklung der Charta ist notwen-
dig, sie darf jedoch nicht wieder den gleichen, 
langen Zeitraum in Anspruch nehmen, wie er 
bei der Ausarbeitung der Charta festzustellen 
war. Bei der Weiterentwicklung müssen die-
ses Mal auch neue Ziele gesetzt werden, die 
für die Sozialpolitik aller Vertragsstaaten rich-
tungweisend sind. Nur so kann sie den An-
spruch erfüllen, weittragende Bedeutung für 
alle Staaten Westeuropas zu erlangen und die 
Integration Gesamteuropas auf sozialem Ge-
biet voranzubringen.



Wolfgang W. Mickel: Europa im Unterricht

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/79, S. 3—19

Die europäische Einigung hat eine neue Aktualität durch die Direktwahl zum Euro-
päischen Parlament in den neun Mitgliedstaaten der EG im Juni 1979 erhalten. Es ist je-
doch nicht zu übersehen, daß die westeuropäische Einigung seit 1972/73 (drei Beitritte zur 
EG, Ölkrise) in einer Krise steckt. Sie ist verbunden mit tiefgreifenden Änderungen 
in der Struktur des internationalen Systems, z. B. keine direkte Ost-West-Konfrontation 
mehr, Zerfall des Weltwährungssystems, kollektives Auftreten der Staaten der Dritten 
Welt in der UNO und bei internationalen Konferenzen, Rohstoff- und Energiekrisen, Über-
lagerung Europas durch die beiden Supermächte und ihre Herausforderung durch China. 
Das Integrationsniveau vom Anfang der siebziger Jahre müßte wiederhergestellt werden.
Die integrationspolitische Praxis bleibt aus mehreren Gründen hinter den theoretischen 
Forderungen zurück. Die nationalen Regierungen haben unterschiedliche Europavorstellun-
gen, z. B. die konföderale in Frankreich und Großbritannien, die föderale in der Bundes-
republik Deutschland, Benelux und Italien, ebenso weichen die Vorstellungen von der 
Bewältigung wirtschaftlicher Krisen voneinander ab (z. B. marktwirtschaftliche Auffassun-
gen in der Bundesrepublik und in den Benelux-Ländern, planifaktorisdi-protektionisti-
sche in Italien, Frankreich und England). Ferner üben politische Modelle von Organisa-
tionen und Gruppen ihre Wirkung aus: Die Funktionalisten geben sich mit sektoralen 
Erfolgen zufrieden, z. B. auf den Gebieten der Währung, Verteidigung, Technologie, Wirt-
schaft, von denen sie ein übergreifen auf andere Bereiche erwarten. Die Föderalisten oder 
Konstitutionalisten würden am liebsten ein geeinigtes Westeuropa in einem schöpferi-
schen, verfassungsgebenden Akt errichten.
Die Tatsache des Bestehens übernationaler Gebilde — Europäische Gemeinschaft, Europa-
rat, europäische Zusammenschlüsse von Parteien, Verbänden, Kirchen, Unternehmen und 
sonstigen gesellschaftlichen Gruppen — ergibt noch kein abgerundetes Bild der angestreb-
ten gesamteuropäischen Wirklichkeit. Als realistisch im Sinne eines operationalen Begriffs 
von Europa ist allein das zu bezeichnen, was in überschaubarer Zukunft politisch durch-
setzbar ist. Für die Schule maßgebend sind dabei Institutionen wie das Braunschweiger 
Schulbuchinstitut, das Institut für europäische Lehrerbildung an der Päd. Hochschule 
Bonn, der Rat für kulturelle Kooperation beim Europarat, die Generaldirektion XII bei 
der Kommission der EG u. a.

Hans Roser: Die westeuropäische Einigung und der Protestantismus. Ein Überblick

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/79, S. 20—33

Der kirchliche Protestantismus hat lange gebraucht, bis er zu einem entschlossenen, posi-
tiven Verhältnis zur Europäischen Gemeinschaft fand; mit der Europa-Erklärung des Rates 
der EKD ist eine Aussage von grundsätzlicher Bedeutung gemacht. Die zwei Jahrzehnte 
währende Zurückhaltung der EKD hat tiefliegende Wurzeln,- die gesamtdeutsche Option 
hat sich dabei ebenso ausgewirkt wie die gesamteuropäische Orientierung, die Plurali-
tät des Protestantismus ebenso wie di unterschiedlichen politischen Positionen im Nach-
kriegsprotestantismus.
Aufmerksamkeit verdient hier vor allem das Ja der britischen Christen. Von Anfang an 
traten sie „aus Verantwortung für die ungeheuere Kraft zum Guten“, die in der EG ange-
legt sei, für ein aktives evangelisches Engagement — und für den Beitritt des Vereinigten 
Königreiches — ein. Die Betrittsdiskussion in der Bundesrepublik während der fünfziger 
Jahre war demgegenüber ausgesprochen kontrovers. Innerprotestantische Spannungen, 
unterschiedliche Überlieferungen und aktuelle politische Meinungsverschiedenheiten, un-
verkennbar aber auch ein starkes Bemühen um die innere Ausgestaltung der Bundes-
republik und eine gehörige Portion von landeskirchlichem Provinzialismus verhinderten 
eine entschiedene Stellungnahme. Dennoch kam es — ausgelöst durch Laieninitiativen von 
Brüsseler Beamten — zur Bildung einer „Kommission von Kirchen" am Sitz der Euro-
Administration.

Es ist nicht Aufgabe einer Kirche, sich politisch unmittelbar zu engagieren. Die Kirchen 
haben auch die Einigung Europas nicht zu betreiben. Wohl aber ist es ihre Aufgabe — um 
der Menschen willen und aus geschichtlicher Verantwortung —, diesen Prozeß verkündi-
gend und die Gewissen der Menschen motivierend zu begleiten.



Robert Steiert: Die Europäische Sozialcharta. Inhalt, Mängel und Möglichkeiten 
der Weiterentwicklung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/79, S. 34—46
Die nunmehr von elf Mitgliedstaaten des Europarates ratifizierte Europäische Sozialcharta, 
die am 18. Oktober 1961 in Turin unterzeichnet worden war, ist das wichtigste inter-
nationale Abkommen des Europarates auf dem Gebiet der wirtschaftlichen und sozialen 
Rechte. Die Charta war als Ergänzung zur Europäischen Menschenrechtskonvention, die 
die bürgerlichen und politischen Menschen- und Grundrechte absichert, geschaffen wor-
den und entsprang der Erkenntnis, daß die sogenannten klassischen Menschenrechte für 
sich allein nicht ausreichen, um ein menschenwürdiges Leben zu gewährleisten.
Die Europäische Sozialcharta enthält insgesamt 19 Grundrechte, die in 72 Einzelbestim-
mungen konkretisiert werden. Jeder Staat, der die Charta ratifiziert, muß eine bestimmte 
Mindestanzahl von Artikeln bzw. Absätzen annehmen. Ein Überwachungsverfahren soll 
gewährleisten, daß die Staaten die angenommenen Bestimmungen national verwirklichen 
bzw. einhalten.
Die Charta hatte Auswirkungen auf die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten des Europa-
rates. Staaten, die die Charta ratifiziert haben, mußten Gesetzesänderungen vornehmen, 
weil die nationalen Gesetze und Vorschriften den angenommenen Bestimmungen nicht 
entsprachen. Staaten, die eine Ratifizierung vorbereiten, wie z. B. die Niederlande und 
Luxemburg, ändern ihre Gesetze bereits jetzt, um eine Ratifizierung zu ermöglichen.
Neben positiven Auswirkungen hat die Anwendungspraxis der Charta jedoch auch Män-
gel aufgezeigt, die die Effektivität beeinträchtigen und eine Weiterentwicklung bzw. 
Revision erforderlich machen. Eine Änderung ist vor allem in folgenden Punkten notwen-
dig: Konkretisierung einiger Bestimmungen, Aufnahme neuer Zielsetzungen, Verbesse-
rung des Annahmemodus und des Überwachungsverfahrens, Verstärkung der Stellung 
der Sozialpartner und Änderung des Rechtscharakters der Sozialcharta.
Die Weiterentwicklung der Charta, insbesondere die Schaffung einer individuellen Ein-
klagbarkeit einiger der wirtschaftlichen und sozialen Rechte, ist notwendig, wenn die 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte den gleichen Status und Charakter wie die politischen 
und bürgerlichen Grund- und Menschenrechte haben sollen.

Zum Beitrag von Georges Wellers, „Die Zahl der Opfer der ,Endlösung' und der Korherr-
Bericht" in der Beilage B 30/78 schreibt uns Ministerialrat a. D. Dr. Richard Korherr in 
einem Brief vom 28. 12. 1978 u. a.:
„Herr Wellers ... hätte ... unter seine Arbeit schreiben müssen, daß ich niemals der SS 
angehört habe, daß ich — nach zweimaliger Ablehnung meinerseits — gezwungen wurde, 
im September 1940 in der Dienststelle von Himmler zu arbeiten, daß ich für mein Verhal-
ten in den Jahren des Nationalsozialismus rehabilitiert bin, da ich ein Gegner des Nazi-
regimes und der SS war, daß ich also mit dem schrecklichen Geschehen nichts zu tun hatte, 
sondern persönlich wiederholt viel für verfolgte Juden und andere gewagt habe und daß 
ich auf ausdrücklichen Wunsch des LEO BAECK INSTITUTE (London) Mitglied des Freun-
deskreises des LBI wurde und auf ausdrücklichen Wunsch von Herrn H. G. Adler Mitglied 
des Freundeskreises H. G. Adlers wurde . . .
Bereits Anfang 1948 hat der Länderrat der US-Zone in einem .Ergänzenden Begleittext' 
zu der vom US-Office of Military Government for Germany, Public Safety Branch, im 
Dezember 1947 herausgegebenen .Analysis of Nazi Criminal Organizations' festgestellt, 
daß ,der Leiter des Statistisch-Wissenschaftlichen Instituts RFSS (Reichsführer-SS), Dr. 
Korherr, nicht Mitglied der SS war' ...
Der bekannte, rassisch verfolgte Schriftsteller H. G. Adler, früher in Prag, jetzt in Lon-
don, hat 1960 im Vorwort zur zweiten Auflage seines außerordentlichen Buches .Theresien-
stadt 1941—1945' geschrieben: ,Es sei auch ausdrücklich festgestellt, daß die Bezeichnung 
Herrn Dr. Korherrs als ,SS-Statistiker', wie im Personenregister der Erstauflage ange-
geben, nicht stimmt, da er der SS nie angehörte und für sein Verhalten in den Jahren des 
Nationalsozialismus rehabilitiert ist.' (Seite XXII des Vorwortes zur zweiten Auflage.) ... 
Auf Seite 766 dieser zweiten Auflage schreibt H. G. Adler: ,über seine Stellung im natio-
nalsozialistischen Staat und besonders während des Krieges kenne ich nun genügend 
Dokumente, die mich auch an dieser Stelle veranlassen, Herrn Dr. Korherr, der persönlich 
wiederholt viel für verfolgte Juden gewagt hat, mein Bedauern auszusprechen, daß er 
durch mich, wenn auch Ohne meine Absicht, Kränkungen erlitten hat'..
Ferner weist Herr Dr. Korherr darauf hin, daß die entscheidenden Kapitel seines Berichtes 
(z. B. die statistischen Daten über die Juden in Ghettos, Konzentrationslagern und Haft-
anstalten) ' ihm vom Reichssicherheitshauptamt (RSHA) vorgegeben worden waren mit 
dem Befehl, „keine Zahl und kein Wort zu ändern".
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